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Gut zehn Jahre nach ihrer Einführung (2004) hat sich die Europäische Nachbarschafts-
politik (ENP) noch immer nicht als der einheitliche Politikrahmen für die Gestaltung der 
Beziehungen zu den Nachbarn der  Europäischen Union im Süden und Osten durchge-
setzt.1 Selbst eine faktische Abschaffung der ENP „auf dem Weg zu einer neuen Nachbar-
schaftspolitik“2 ist nicht gänzlich ausgeschlossen. Die Schwierigkeiten der ENP sind viel-
fältig.  In  der  südlichen  Nachbarschaft  sind  Millionen  auf  der  Flucht  vor  Bürgerkrieg, 
terroristischer und militärischer Gewalt, welche die politische Szene in vielen Ländern der 
Levante  bestimmt.  Syrien,  der  Irak  und  Libyen  sind  Brennpunkte,  die  die  regionale 
Ordnung ins Wanken bringen. Die Räume fragiler  oder  bereits  verlorener Staatlichkeit 
nehmen zu, Reformen, die auf Pluralisierung und Teilhabe setzen, werden – wie in Ägyp-
ten – von restaurativen Eliten wieder unterdrückt oder – wie in Tunesien – durch Terroran-
griffe bedroht und herausgefordert. Die Armut wächst. Die Europäische Union und ihre 
Mitgliedstaaten leisten humanitäre Hilfe und betreiben Krisendiplomatie sowie begrenzte 
zivil-militärische Operationen. Spezifische ENP-Instrumente greifen hier aber kaum oder 
gar nicht. Spätestens die wachsende Zahl von Flüchtlingen, die über das Mittelmeer und 
die Balkanroute kommend in die Europäische Union gelangen wollen, führt vor Augen, 
wie akut eine effektive und den normativen Ansprüchen genügende Nachbarschaftspolitik 
ist. In der östlichen Nachbarschaft stehen die Konflikte in der Ukraine und um deren terri-
toriale  Integrität  und  Souveränität  im  Fokus.  Die  nach  1989  entwickelte  europäische 
Sicherheitsordnung wird durch Russlands militärisch durchgesetzten Revisionismus torpe-
diert. Die Länder der Östlichen Partnerschaft (ÖP) sind dem ordnungspolitischen Antago-
nismus zwischen Moskau und Brüssel ausgesetzt und finden sich zumeist in einer sicher-
heitspolitisch prekären Situation. In diesem Umfeld rücken die anspruchsvollen Vorhaben, 
Staat, Wirtschaft und Gesellschaft mit Hilfe externer Akteure wie der Europäischen Union 
zu transformieren, in den Hintergrund. Diese zu unterstützen, war aber das Anliegen der 
ENP und entsprechend wurde sie als eine Art Assoziierungspolitik unter Rückgriff auf in 
der Erweiterungspolitik erprobte Instrumente und Verfahren angelegt. Diese Konzeption 
erweist sich nun als untauglich. Deshalb steht eine neuerliche Überprüfung der ENP an. 
Die letzte fand 2011 statt und fiel in die Zeit des sogenannten Arabischen Frühlings.

ENP-Review

Die Fäden für die Überprüfung und wahrscheinliche Reform der ENP laufen in der Euro-
päischen Kommission und bei der Hohen Vertreterin der Union für die Außen- und Sicher-
heitspolitik und zugleich Vizepräsidentin der Kommission, Federica Mogherini, zusam-
men. In der seit November 2014 amtierenden Kommission unter Präsident Jean-Claude 

1 Algerien, Ägypten, Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Israel, Jordanien, Libanon, Libyen, Ma-
rokko, Moldau, Palästinensische Behörde, Syrien, Tunesien, Ukraine.

2 Europäische Kommission: Gemeinsames Konsultationspapier. Auf dem Weg zu einer neuen Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, JOIN(2015) 6 final.
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Juncker sind Ressorts neu zugeschnitten und tituliert worden. Kommissar Johannes Hahn 
ist demnach zuständig für Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsverhandlungen (zuvor 
Erweiterung  und  Nachbarschaftspolitik).  Er  ist  verantwortlich  für  die  Vertiefung  der 
Beziehungen zu den Nachbarländern, die Förderung der Stabilität an Europas Grenzen, die 
Unterstützung von Nachbarländern beim Aufbau von stabilen demokratischen Institutionen 
sowie  die  Koordination  von  Angeboten  seitens  der  Europäischen  Union  zur  näheren 
Zusammenarbeit mit den ENP-Staaten.3 Entsprechend heißt die ihm politisch unterstellte 
Generaldirektion (GD) „NEAR“ – Nachbarschaftspolitik und Erweiterungsver-handlungen 
(vormals GD “Erweiterung“). In dieser gibt es zwei geographisch definierte Abteilungen 
für die Nachbarschaft  Süd (Naher und Mittlerer  Osten, Maghreb, Regionalprogramme, 
Finanzen  etc.,)  und  Ost  (Nachbarschaft  Ost,  Regionalprogramme,  Institutionenbildung, 
Taiex, Twinning).4 Da die ENP aus der Binnenlogik heraus eine Querschnittpolitik ist, ist 
eine beträchtliche Schnittstellenarbeit zu leisten. Die politische Koordination liegt bei der 
Hohen  Vertreterin.5 Das  relevante  Cluster  betrifft  die  Ressorts  Handel,  internationale 
Zusammenarbeit  und  Entwicklung,  Humanitäre  Hilfe  und  Krisenmanagement.  Sie  soll 
außerdem zurückgreifen  auf  Instrumente  und Politiken,  die  in  die  Zuständigkeiten  für 
Klima und Energie, Verkehr sowie Migration und Innenpolitik fallen und die alle eine star-
ke externe Dimension und konkrete Relevanz für die ENP haben. Die Hohe Vertreterin 
führt permanent den Vorsitz im Rat der Außenminister, der sich mit den Belangen der ENP 
befasst. Sie wird vom Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) unterstützt, wo die Abtei-
lungen III Europa und Zentralasien und IV Nordafrika, Naher Osten, Arabische Halbinsel,  
Iran und Irak für ENP-Länder zuständig sind. Die Defizite einer ENP ohne außen- und 
sicherheitspolitische Komponente und Expertise wurden bei den Verhandlungen über ein 
Assoziierungsabkommen (AA) inklusive einer vertieften und umfassenden Freihandelszo-
ne (Deep and Comprehensive Free Trade Area, DCFTA) mit der Ukraine 2013/14 nur 
allzu deutlich. Wenn die Kommission in ihrer Mitteilung über die Umsetzung der ENP 
behauptet, dass diese seit 2004 ein wesentlicher Teil ihrer EU-Außenpolitik ist, die sich 
„mit Themen von strategischer Bedeutung wie Sicherheit, Stabilität, Gerechtigkeit, Frei-
heit und Wohlstand in unserer Nachbarschaft“6 befasst, so ist dem entgegenzuhalten, dass 
die ENP bestenfalls für eine Schönwetteraußenpolitik in befriedeten Räumen konzipiert 
war  und  die  geopolitischen  Aspekte  ausgeblendet  oder  unterbewertet  hatte.  Bisherige 
Stationen und weiterer Fahrplan für die ENP-Review sind wie folgt: Präsident Juncker 
forderte  in  seinem „Mission  Letter“  Kommissar  Hahn auf,  innerhalb  der  ersten  zwölf 
Monate seines Mandats eine Bestandsaufnahme und Vorschläge für die Weiterführung der 
ENP zu erarbeiten.7 Am 4.  März 2015 veröffentlichten die Kommission und die Hohe 
Vertreterin ein gemeinsames Konsultationspapier, in dem „Erkenntnisse aus den bisherigen 

3 Europäische Kommission: Portfolio Kommissar Johannes Hahn, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/com
mission/2014-2019/hahn_de (letzter Zugriff: 30.7.2015).

4 Michael Karnitschnig: DG Neighbourhood and Enlargement Negotiations (DG NEAR) –1/3/2015, abruf-
bar unter: http://ec.europa.eu/enlargement/pdf/who_does_what/01032015-organigramme-near.pdf (letzter 
Zugriff: 30.7.2015).

5 Europäische Kommission: High Representative of the Union for Foreign Affairs and Security Policy/Vice-
President of the Commission, abrufbar unter:  https://ec.europa.eu/commission/2014-2019/mogherini_en 
(letzter Zugriff: 28.7.2015).

6 Europäische  Kommission:  Umsetzung  der  Europäischen  Nachbarschaftspolitik  im  Jahr  2014,  JOIN 
(2015) 9 final, S. 2.

7 Jean-Claude Juncker: Mission Letter to Johannes Hahn, Commissioner for European Neighbourhood Pol-
icy and Enlargement Negotiations, Brüssel, 1. November 2014, S. 4.
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Erfahrungen und Fragen zur künftigen Ausrichtung der ENP“8 formuliert sind. Die Fragen 
werden  vier  Schwerpunktbereichen  zugeordnet  und  mit  „Differenzierung“,  „Fokussie-
rung“,  „Flexibilität“  sowie  „Eigenverantwortung  und  Sichtbarkeit“  überschrieben.  Die 
Konsultationen sollen bis Ende Juni mit Partnern in den Nachbarländern und der gesamten 
Europäischen Union geführt werden, darunter politische Entscheidungsträger in Regierun-
gen und Parlamenten, Träger der Zivilgesellschaften und andere Organisationen wie Euro-
parat, die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und interna-
tionale Finanzinstitutionen. Der Europäische Rat erwartet von der Überprüfung der ENP, 
dass sie die „weitere intensive Zusammenarbeit der EU sowohl mit den östlichen als auch 
mit den südlichen Partnern“9 sicherstellt. Er will sich im Oktober 2015 über die südliche 
Nachbarschaft beraten. Der Rat begrüßte das Konsultationspapier und verlangte, dass die 
ENP eine politischere Prägung erhält und dass eine bessere Kohärenz zwischen ENP und 
Gemeinsamer Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und Gemeinsamer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) möglich wird.10 Das Europäische Parlament verabschiedete 
im Juli  2015 eine diesbezügliche Entschließung und fordert,  „[…] dass eine wirksame 
ENP der Schlüssel für die Stärkung der außenpolitischen Glaubwürdigkeit und der globa-
len Positionierung der Europäischen Union ist und dass sich in der ENP die tatsächliche 
Führungsrolle der Europäischen Union in der Nachbarschaft und in den Beziehungen zu 
ihren globalen Partnern zeigen muss.“11 Das Europäische Parlament macht auch konkrete 
Vorschläge, etwa Sonderbeauftragte für den Osten und Süden zu benennen.12

Aus den  Reihen  der  Wissenschaft  und  von Thinktanks  unterschiedlicher  politischer 
Couleur und Mission liegen viele Beiträge zum Review-Prozess vor.13 Sie kreisen zumeist 
um folgende Probleme und Fragen: Die Bestimmung der geographischen Reichweite der 
ENP und die Frage einer organisatorisch-inhaltlichen Trennung in eine ENP-Ost und ENP-
Süd; Differenzierung der bilateralen Angebote und Maßnahmen hinsichtlich jedes ENP-
Landes; entsprechende Definition der Interessen und Prioritäten der Europäischen Union; 
Zielkonflikte zwischen materiellen, vor allem Sicherheitsinteressen und Werten der Euro-
päischen Union; Stärkung der GASP-Dimension einschließlich Sicherheitspolitik in der 
ENP;  Mitgliedschaftsperspektive  und/oder  alternative  Modelle  für  die  Anbindung von 
Nachbarn; Anreize für Kooperation und Integration; politische Konditionalität effektivie-
ren oder weiter relativieren; Beziehungen zu Russland und Dreiecksbeziehung zwischen 
der Europäischen Union, Russland und Ländern der Östlichen Partnerschaft; Zuschnitt von 
regionalen  und  multilateralen  Formen  der  Zusammenarbeit,  einschließlich  variabler 

8 Europäische Kommission: Gemeinsames Konsultationspapier. Auf dem Weg zu einer neuen Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, JOIN (2015) 6 final, S. 4.

9 Europäischer Rat: Europäischer Rat (Tagung vom 19./20. März 2015). Schlussfolgerungen, Dok. 129/15, 
Punkt 7.

10 Rat der Europäischen Union: Pressemitteilungen. Tagung des Rates. Auswärtige Angelegenheiten. Brüs-
sel, 20. April 2015, Dok. 188/15.

11 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments zur Überprüfung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, P8_TA-PROV(2015)0272, Straßburg, 9. Juli 2015, Punkt 2.

12 Europäisches Parlament: Überprüfung der Nachbarschaftspolitik, (2015/2002(INI)), Punkt 6.
13 Michael Leigh: A New Strategy for Europe’s Neighborhood, GMF Policy Brief 1/1, German Marshall  

Fund of the United States, September 2014; Stefan Lehne: Time to Reset the European Neighborhood Pol-
icy,  Carnegie  Europe,  Februar  2014;  Ulrich  Speck:  EU  Faces  Tough  Choices  in  the  Neighborhood,  
Carnegie Europe, 18. Mai 2015; Nathalie Tocci: The Neighbourhood Policy is Dead. What’s Next for Eu-
ropean  Foreign  Policy  Along  its  Arc  of  Instability?  IAI  Working  Papers  14,  16,  Istituto  Affari  
Internazionali, Rom, November 2014; Susi Dennison/Nick Witney: Europe’s Neighbourhood: Crisis as the 
New Normal. Policy Memo European Council on Foreign Relations, Juni 2015. 
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Geometrie  und Gruppenbildungen;  Kooperation mit  anderen interessierten Staaten und 
Organisationen im ENP-Kontext; Finanzausstattung der ENP; Kohärenz im Handeln von 
Rat der Europäischen Union, Kommission und Mitgliedstaaten; Hauptadressaten: Zivilge-
sellschaften  und  Eliten;  flexibler  und  schneller  Einsatz  der  Instrumente.  Die  meisten 
Reformvorschläge gehen in Richtung einer politischeren, strategischeren, konfliktfähigen 
Politik,  die  zwar  weiterhin  Anleihen  bei  der  Erweiterungs-  und  Heranführungspolitik 
macht. Sie sollte aber eine eindeutige sicherheitspolitische Dimension erhalten und unter 
den  ENP-Ländern  klare  Differenzierungen  vornehmen,  die  an  EU-Interessen  orientiert 
sind und die Zugänglichkeit der Zielländer für EU-Angebote in Rechnung stellen.

Der ENP-Review-Prozess fällt mit der Überarbeitung der Europäischen Sicherheitsstra-
tegie (ESS) zusammen, um den Anforderungen der sich wandelnden globalen Welt besser 
gerecht zu werden. Im Juni legte die Hohe Vertreterin diesbezüglich ein erstes Diskussi-
onspapier vor. Es unterscheidet hinsichtlich der ENP-Länder nach Europäischen Nachbarn 
und Nachbarn in der Region des Nahen Ostens und Nordafrikas (MENA).14 Das Europäi-
sche Parlament forderte kohärente und vollständig aufeinander abgestimmte Prozesse, um 
eine engere Koordinierung zwischen ENP- und GASP/GSVP-Maßnahmen zu erzielen.15

Stand der Vertragsbeziehungen mit den Nachbarn

Bilaterale Assoziierungsabkommen mit Bestimmungen zur wirtschaftlichen, handelspoliti-
schen und politischen Zusammenarbeit sind zentraler Bestandteil der ENP und Rahmen für 
die praktische Gestaltung der Beziehungen. Im Lichte der Vertragsbeziehungen schreitet 
die Differenzierung unter den Nachbarn in ihrem Nähe- und Distanzverhältnis zur Euro-
päischen Union voran. Der 2014 als Erfolg gefeierte Abschluss von drei umfangreichen 
AA, inklusive der DCFTA, ermöglicht die stärkste Form politischer Assoziierung und wirt-
schaftlicher Integration.16 Die AA/DCFTA mit der Ukraine, Moldau und Georgien wurden 
bereits von mehr als der Hälfte der Mitgliedstaaten sowie vom Europäischen Parlament 
und Rat der Europäischen Union ratifiziert.17 Große Teile der Abkommen mit Georgien 
und Moldau werden schon seit dem 1. September 2014 vorläufig angewandt, während die 
provisorische Anwendung von Teilen des Abkommens mit der Ukraine auf den 1. Januar 
2016 verschoben worden ist.18 Das verschafft  Zeit,  aber  gegebenenfalls  auch taktische 

14 Europäischer Auswärtiger Dienst: The European Union in a changing global environment. A more connec-
ted, contested and complex world, 2015.

15 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 9. Juli 2015 zur Überprüfung 
der Europäischen Nachbarschaftspolitik, P8_TA-PROV(2015)0272, Straßburg, 9. Juli 2015, Punkt 37.

16 Barbara Lippert:  Europäische Nachbarschaftspolitik,  in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.),  
Jahrbuch der Europäischen Integration 2014, Baden-Baden 2014, S. 281-292.

17 Das Europäische Parlament stimmte dem Assoziierungsabkommen mit der Ukraine am 16.  September 
2014 zu (535 Ja-Stimmen, 127 Gegenstimmen und 35 Enthaltungen): Pressemitteilung. Europäisches Par-
lament ratifiziert EU-Ukraine-Assoziierungsabkommen, REF: 20140915IPR62 504, 16. September 2014; 
dem Assoziierungsabkommen mit Moldau stimmte es am 13. November 2014 zu, die Abgeordneten nah-
men  das  Abkommen  mit  535  zu  94  Stimmen  bei  44  Enthaltungen  an:  Press  Statement.  European  
Parliament backs EU-Moldova association deal, REF: 20141110IPR78124, 13. November 2014; am 18. 
Dezember 2014 erfolgte seine Zustimmung für das Assoziierungsabkommen mit Georgien, wobei 490 Ab-
geordnete dafür, 76 dagegen stimmten und 57 sich ihrer Stimme enthielten: Pressemitteilung. Östliche 
Partnerschaft: Grünes Licht für Abkommen mit Georgien, REF: 20141212IPR01106, 18. Dezember 2014.  
Der aktuelle Stand zu der Ratifikation des jeweiligen Abkommens in den Parlamenten der Mitgliedsstaa -
ten  lässt  sich  auf  der  Seite  des  Rates  abrufen  unter:  http://www.consilium.europa.eu/de/documents-
publications/agreements-conventions/ (letzter Zugriff: 28.7.2015). 

18 Rat der Europäischen Union: Council Decision of 29 September 2014 (2014/691/EU), in: Official Journal 
of the European Union, Nr. L 289 vom 3. Oktober 2014, S.1-2.
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Vorteile für Russland, in den seit Juli 2014 laufenden trilateralen Gesprächen zwischen 
Europäischer  Union,  Ukraine  und  Russland  über  die  möglichen  Auswirkungen  des 
AA/DCFTA auf die Umsetzung Einfluss nehmen zu können. Konkret haben seit Juli 2014 
drei trilaterale Treffen auf Ministerebene (11. Juli 2014, 12. September 2014, 18. Mai 
2015) stattgefunden, bei denen die Europäische Union durch die Kommission vertreten 
war. Bislang sind diese Treffen erfolglos geblieben, trilaterale Gespräche auf Expertenebe-
ne sollen dazu dienen, die Einwände von russischer Seite beizulegen.19 Am Datum 1. Janu-
ar 2016 wird jedoch weiterhin festgehalten, dann soll das DCFTA in Kraft treten.20 Die 
trilateralen Gespräche haben sogar Eingang gefunden in die Erklärung zur Unterstützung 
des Minsker (Waffenstillstands-) Abkommens vom Februar 2015. Darin stellen Wladimir 
Putin, Petro Poroschenko, Francois Hollande und Angela Merkel fest, dass sie trilaterale 
Gespräche unterstützen, um „praktische Lösungen für Bedenken zu erreichen, die Russ-
land mit Blick auf die Umsetzung des tiefgreifenden und umfassenden Freihandelsabkom-
mens zwischen der Ukraine und der Europäischen Union geäußert hat“.21 Solche politi-
schen  Formeln  und  auch  der  vereinbarte  Aufschub  mögen  der  Verbesserung  der 
Gesprächsatmosphäre dienen. Aber weder treffen sie den Konfliktkern, der nicht handels-, 
sondern  ordnungspolitischer  Natur  ist,  noch  steht  ein  Neuverhandeln  des  bilateralen 
Abkommens, bei dem es keine Mitsprache für Russland geben kann, zur Debatte. Inzwi-
schen läuft die Diskussion weiter darüber, was für und gegen die Aufnahme eines Dialogs 
zwischen  der  Europäischen  Union  und  der  Eurasischen  Wirtschaftsunion  spricht  und 
welche Substanz dieser haben könne. Ziel wäre es, die Kompatibilität der beiden Wirt-
schafts-  und  Handelsräume  auszuloten.22 Mit  Armenien  laufen  seit  November  2014 
Sondierungsgespräche darüber, wie das durch Rückzug der armenischen Regierung nicht 
zustande gekommene AA/DCFTA soweit angepasst und reduziert werden kann, dass es mit 
den Beziehungen Armeniens zu Russland im Kontext der Eurasischen Wirtschaftsunion 
vereinbar ist.23 Diese „scoping exercise“ könnte Pionierfunktion haben für Länder, deren 
Interesse an politischer Transformation zwar begrenzt ist, die aber angesichts des domi-
nanten Russlandvektors in ihrer Außenpolitik dennoch bemüht sind, ihre wirtschaftlichen 
und wohl auch politischen Beziehungen zu diversifizieren. Die Kommission ersuchte den 
Rat im Mai 2015, Verhandlungen über ein „rechtlich bindendes Abkommen“ zu eröffnen.24 
Dafür  muss  der  Rat  ein  neues  Verhandlungsmandat  beschließen.  Mit  Aserbaidschan 

19 Laut Kommission sind hiervon insbesondere drei Bereiche betroffen: die Zusammenarbeit im Zollwesen, 
technische Handelshemmnisse sowie Gesundheits- und pflanzenschutzrechtliche Fragen. Vgl.  Europäi-
sche  Kommission:  Erklärung.  Ergebnisse  der  trilateralen  Gespräche  über  die  Umsetzung  des 
Assoziierungsabkommens / der vertieften und umfassenden Freihandelszone zwischen der EU und der 
Ukraine, Statement/15/4992.

20 Europäische Kommission: Ergebnisse der trilateralen Gespräche, u.a. Mai 2015; Europäische Kommissi-
on:  Joint  conclusions  of  the  EU-Russian  Federation-Ukraine  ministerial  meeting  on  the  effects  of  
implementation of the EU-Ukraine AA/DCFTA, Statement/14/223.

21 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung: Pressemitteilung. 59. Erklärung des Präsidenten der 
Russischen Föderation, des Präsidenten der Ukraine, des Präsidenten der Französischen Republik und der 
Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutschland zur Unterstützung des Maßnahmenpakets zur Umset-
zung der Minsker Vereinbarungen angenommen am 12. Februar 2015 in Minsk, 12. Februar 2015. 

22 Susan Stewart:  Dialog zwischen EU und Eurasischer Wirtschaftsunion – zurzeit  nicht  sinnvoll,  SWP-
Aktuell 61, Juli 2015; Alexander Libman: Dialog zwischen EU und Eurasischer Wirtschaftsunion – einen 
Versuch wert, SWP-Aktuell 62, Juli 2015.

23 Europäische Kommission: Joint Staff Working Document. Implementation of the European Neighbour-
hood Policy in Armenia. Progress in 2014 and recommendations for actions. SWD(2015) 63 final, S. 2.

24 Europäische Kommission: European Commission – Daily News, 20. Mai 2015. 
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begann die Europäischen Union 2010 Verhandlungen über ein AA klassischer Art, welche 
jedoch  nicht  zuletzt  deshalb  nur  schleppend  vorangingen,  weil  das  Land  noch  nicht 
Mitglied der Welthandelsorganisation (World Trade Organization, WTO) ist, was wieder-
um Voraussetzung für den Abschluss eines DCFTA ist. Um einen völligen Stillstand zu 
vermeiden,  schlug die  Europäische Union  Aserbaidschan  2013 deshalb  Verhandlungen 
über  eine Strategische  Modernisierungspartnerschaft  (SMP) vor.25 Außerdem setzte  die 
Regierung in Baku im Oktober 2014 die regelmäßigen Treffen im Rahmen des Partner-
schafts-  und  Kooperationsabkommen  (PKA)  aus,  gegebenenfalls  als  Reaktion  auf  die 
Kritik der Europäischen Union an der  Menschenrechtslage im Land. Am 1. September 
2014 traten sowohl das Abkommen über die Rückübernahme als auch über Visaerleichte-
rungen zwischen der Europäischen Union und Aserbaidschan in Kraft.26 Die Europäische 
Union hält an ihren Sanktionen gegen Belarus fest und verhandelt angesichts der politi-
schen und menschenrechtlichen Lage nach wie vor nicht über ein umfassendes bilaterales 
Abkommen, jedoch über Visaerleichterungen und schließt zudem Belarus in den multilate-
ralen Teil der Östlichen Partnerschaft ein.27 Mit Marokko fand die erste Verhandlungsrun-
de über eine DCFTA im April 2013 statt. Bislang wurden vier Verhandlungsrunden abge-
halten, die fünfte wurde im Juli 2014 auf unbestimmte Zeit verschoben. Hintergrund ist, 
dass Marokko zunächst sektorale Studien zu bestimmten Feldern des DCFTAs durchfüh-
ren will.28 Im Januar 2015 nahmen die Europäische Union und Marokko die Verhandlun-
gen über ein Visaerleichterungs- und ein Rückübernahmeabkommen auf.29 Mit Tunesien 
verzeichnet die Kommission moderate Fortschritte hin zu Verhandlungen über ein zukünf-
tiges DCFTA, deren Eröffnung für Oktober 2015 geplant ist.30 Mit Jordanien sind diese 
bereits weiter fortgeschritten. Mit Amman schloss die Europäische Union eine Vereinba-
rung über eine Mobilitätspartnerschaft.31 Im Rahmen der bilateralen Beziehungen fanden 
Treffen des Assoziierungsrates mit Marokko (16. Dezember 2014), Tunesien (17. März 
2015) und Algerien (4. Juni 2015) statt.32

ENP 2014/15 – die Bilanz von Kommission und der Hohen Vertreterin

Turnusgemäß wurde am 25. März 2015 das ENP-Paket für 2014 veröffentlicht. Diese Art 
der jährlichen Berichterstattung wird ebenfalls einer Überprüfung unterzogen. Das Paket 
umfasst 16 Dokumente, die gemeinsam von der Hohen Vertreterin für Außen- und Sicher-

25 Europäisches Parlament: The Eastern Partnership after Five Years: Time for Deep Rethinking. GD für ex-
terne Politikbereiche der Union, Direktion B, Policy Department, Brüssel, 2015, S. 16.

26 Delegation der Europäischen Union für Aserbaidschan: The EU – Azerbaijan Visa Facilitation and the 
Readmission agreements enter into force today, 1. September 2014.

27 Europäisches Parlament: The Eastern Partnership After Five Years: Time for Deep Rethinking. DG for Ex-
ternal Policies of the Union, Directorate B, Policy Department, European Union, Brüssel, 2015, S. 17-18.

28 Europäische Kommission: Déclaration conjointe de presse sur les négociations UE-Maroc, MEMO/12/.
29 Europäische Kommission: Umsetzung der Europäischen Nachbarschaftspolitik im Jahr 2014, JOIN(2015) 

9 final, S. 15. 
30 Europäische Kommission: Mise en œuvre de la politique européenne de voisinage en Tunisie. Progrès réa-

lisés en 2014 et actions à mettre en oeuvre, SWD(2015) 73 final, S. 10-11; Delegation der Europäischen  
Union für Tunesien: Nouvelle politique européenne de voisinage, Tunis, 11. Juni 2015.

31 Europäische Kommission: Joint Declaration Establishing a Mobility Partnership between the Hashemite 
Kingdom of Jordan and the European Union and its participating Member States, 9. Oktober 2014. 

32 Europäische Kommission: Communiqué de presse du Conseil d’Association UE Maroc, Brüssel, 16. De-
zember 2014; Europäischer Auswärtiger Dienst: Remarques introductives de la Haute Représentative et 
Vice Présidente Federica Mogherini lors de la conference de presse du Conseil d’association UE-Tunisie,  
150317_01_fr, Brüssel, 17. März 2015; Delegation der Europäischen Union für Algerien: Neuvième sessi-
on du Conseil d’association Algérie-UE, Brüssel, 3./4. Juni 2015.
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heitspolitik und der Kommission vorgelegt wurden.33 Es handelt sich um das übergreifende 
Papier „Umsetzung der Europäischen Nachbarschaftspolitik im Jahr 2014“, begleitet von 
zwei Dokumenten zur Implementierung der Partnerschaften mit südlichen und östlichen 
Nachbarn sowie zwölf Fortschrittsberichten zu den Ländern, mit denen die Europäische 
Union  einen  ENP-Aktionsplan  oder  ein  entsprechendes  Dokument  vereinbart  hat.  Das 
Paket ergänzt ein länderspezifisch ausgelegtes Statistikdokument. In allen Berichten geht 
es jeweils um eine Bewertung der Fortschritte im Jahr 2014 im Lichte der vereinbarten 
Zielsetzungen aus Sicht der Europäischen Union beziehungsweise konkret der Europäi-
schen Kommission und der Hohen Vertreterin sowie um Handlungsempfehlungen.

Die Kommission und die Hohe Vertreterin bekräftigen die grundlegende Zielsetzung 
der ENP, nämlich die Übergangsprozesse in den Partnerländern zu unterstützen, wobei sie 
die länderspezifischen Gegebenheiten berücksichtigen. Der Übergang zur Demokratie und 
zu  verantwortungsvoller  Staatsführung  ist  das  Ziel  der  von  der  Europäischen  Union 
politisch und wirtschaftliche abgestützten Prozesse. Aus EU-Sicht stellt für Tunesien die 
Abhaltung  freier,  transparenter  und  inklusiver  Wahlen  eine  „historische  Etappe“34 im 
Demokratisierungsprozess des Landes dar, welches sich, so die Kommission in ihrem Fort-
schrittsbericht, auch aufgrund der Annahme einer neuen Verfassung auf einem guten Weg 
befindet (Stand März 2015).  Im Königreich Marokko werden die Entwicklungen ange-
sichts von Reformen im Justizwesen, der Regionalisierung und Medienfreiheit als positiv 
eingeschätzt. Im Lichte der Qualität der Durchführung von Wahlen nach OSZE-Standards 
schneiden auch Georgien und Moldau recht gut ab. Angesichts des Kriegszustands in der 
Ukraine kritisiert die Europäische Union nur zurückhaltend die Einschränkung von Frei-
heitsrechten und die Verschiebung der Verfassungs- wie auch anderer Reformen. Für Kiew 
hat die Europäische Union eine Unterstützungsgruppe (im EAD) eingerichtet. Stillstand 
und Rückschritte in puncto Demokratisierung waren in vielen der weiteren ENP-Länder zu 
verzeichnen.  Zu  nennen  sind  vor  allem  Ägypten35 sowie  die  Konfliktzuspitzungen 
zwischen Israel und Palästina. An die zweite Stelle der zusammenfassenden Betrachtung 
der  Implementierungsergebnisse  rücken die politische  und sicherheitspolitische Zusam-
menarbeit der Kommission mit der Hohen Vertreterin. Äußere und innere Sicherheit sind 
sowohl in ENP-Ländern des Südens als auch des Ostens vielfach prekär. Für die ange-
strebten Demokratisierungsprozesse und die wirtschaftliche Entwicklung ist die Herstel-
lung von Sicherheit eine wichtige Voraussetzung. Es ist angesichts bewaffneter Konflikte, 
Terror und anderer Gefährdungen zentral, die Reform des Sicherheitssektors zu unterstüt-

33 Alle Dokumente wurden in Brüssel am 25.3.2015 von der Europäischen Kommission und der Hohen Ver-
treterin vorgelegt. Siehe Europäische Kommission/Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- 
und  Sicherheitspolitik:  Die  Umsetzung  der  Europäischen  Nachbarschaftspolitik  im  Jahr  2014, 
JOIN(2015) 9 final; Implementation of the European Neighbourhood Policy in 2014 Regional Reports: A 
Partnership  for  Democracy and Shared Prosperity with the  Southern Mediterranean Partners,  Brüssel, 
SWD(2015) 75 final; Implementation of the European Neighbourhood Policy. Eastern Partnership Imple-
mentation  Report, SWD(2015)  76  final;  Implementation  of  the  European  Neighbourhood  Policy  in 
Armenia, in Azerbaijan, in Egypt, in Georgia, in Israel, in Jordan, in Lebanon, in Republic of Moldova, au 
Maroc,  in  Palestine,  en  Tunisie,  in  Ukraine,  and  Progress  in  2014  and  recommendations  for  action, 
SWD(2015) 63-74 final; Statistical Annex, SWD(2015) 77 final.  Darüber hinaus: Memos zu den Fort-
schrittsberichten von Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Ägypten, Belarus, Georgien, Israel, Jordanien, 
Libanon, Libyen, Moldau, Marokko, Palästina, Syrien, Tunesien, Ukraine, MEMO/15/4678-89.

34 Europäische Kommission: Mise en oeuvre de la politique européenne de voisinage en Tunisie. Progrès 
réalisés en 2014 et actions à mettre en oeuvre, SWD(2015) 73 final, S. 3.

35 Jannis Grimm: Repressionen gegen Ägyptens Zivilgesellschaft. Staatliche Gewalt, Verengung des öffentli-
chen Raums und außergesetzliche Verfolgung. SWP-Aktuell 2015/A 60, Juli 2015.
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zen.  Weiterhin unterstützt  die  Europäische Union den Aufbau von Kapazitäten für das 
Grenzmanagement und die Zollverwaltung. Sie ist mit mehreren Missionen unterschiedli-
chen Typs wie in Georgien (Beobachtermission), Palästina (Polizeimission), Moldau und 
der Ukraine (Grenzschutz) präsent, dies ist jedoch kein Schwerpunkt der ENP.36

Mit  Blick  auf  die  wirtschaftliche  Integration  mit  der  Europäischen  Union  sind  die 
jeweiligen  bilateralen  Kooperations-  und  Assoziierungsabkommen  grundlegend,  wobei 
nun mit Marokko, Tunesien und Jordanien auch südliche ENP-Länder in die neue Genera-
tion von AA/DCFTA eingefädelt werden. Für die meisten ENP-Länder bleibt die Europäi-
sche Union wichtigster Handelspartner: So beträgt der Anteil des Handels mit der EU-28 
am Gesamtaußenhandelsvolumen Tunesiens 64,2 Prozent, Algeriens 59,1 Prozent, Libyens 
57,5 Prozent und Marokkos 53,6 Prozent.37 Kontakte zwischen Menschen, Migration und 
Mobilität  bilden  angesichts  der  Flüchtlingsströme  und  der  beschränkten  regulären 
Zugangsmöglichkeiten  für  Menschen  aus  ENP-Ländern  zur  Europäischen  Union  und 
ihrem Arbeitsmarkt ein politisch hochsensibles Problemfeld. Im ENP-Kontext stehen vor 
allem der Abschluss von Mobilitätspartnerschaften (bisher mit Aserbaidschan, Georgien, 
Jordanien, Moldau, Marokko und Tunesien) und die Visaerleichterungen oder Befreiung 
von der Visumspflicht (so für Moldau seit 2014, Gespräche laufen mit Georgien und der 
Ukraine). Für die finanzielle Zusammenarbeit stehen 2014 bis 2020 15,4 Mrd. Euro zur 
Verfügung (Europäisches Nachbarschaftsinstrument, ENI).38 Sektorbezogene Zusammen-
arbeit betrifft kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die regionale Entwicklungsförde-
rung, das ENP-Programm für die landwirtschaftliche und ländliche Entwicklung sowie die 
Energiebeziehungen insbesondere mit Aserbaidschan und im Rahmen der Energiegemein-
schaft, welcher Moldau und die Ukraine als Vertragspartner angehören.39 Georgien ist hier 
aktuell  Beitrittskandidat.40 Außerdem  kooperiert  die  Europäische  Union  mit  den  ÖP-
Ländern in den Sektoren Verkehr, Umwelt, Klimapolitik, Bildung/Erziehung, integrierte 
maritime Politik und Fischerei. Die Europäische Union schließt für die praktische Koope-
ration Rahmenabkommen ab, sodass ÖP-Länder sich an EU-Programmen wie Horizont 
2020 und Agenturen wie Frontex beteiligen können.41

36 Europäische  Kommission:  Umsetzung  der  Europäischen  Nachbarschaftspolitik  im  Jahr  2014,   
JOIN(2015) 9 final, S. 8.

37 Siehe Berichte der Europäischen Kommission: European Union, Trade in goods with Tunisia, 10.4.2015,  
abrufbar unter:  http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2006/september/tradoc_122002.pdf;  European Uni-
on, Trade in  goods with Algeria,  10.4.2015, abrufbar unter:  http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2006/
september/tradoc_113343.pdf; European Union, Trade in goods with Libya, 10.4.2015, abrufbar unter: 
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2006/september/tradoc_113414.pdf;  European  Union,  Trade  in 
goods with Morocco, 10.4.2015, abrufbar unter: http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2006/september/tra-
doc_113421.pdf (alle: letzter Zugriff am 30.7.2015).

38 Die Mittel des ENI teilen sich laut der Länderprogramme (jeweils in Mio. Euro) wie folgt auf: Algerien  
(221-270), Armenien (252-308), Aserbaidschan (139-169), Ägypten 2014-2015 (210-257), Belarus (129-
158), Georgien (610-746), Jordanien (567-693), Libanon (315-385), Libyen (126-154), Marokko (1323-
1617),  Moldau 610-746,  Tunesien (725-886);  Mehr-Länder-Programme (in Mio.  Euro): Regional Pro-
gramme East (741-906), Regional Programme South (674-824), gesamte ENP (3084-3455, davon 1407 
als Umbrella Support); ENI Cross Boarder Cooperation (in Mio. Euro): 489-598. Für eine Übersicht sie -
he: Europäischer Auswärtiger Dienst:  European Neighbourhood Instrument 2014-2020 - Programming 
documents,  abrufbar unter: http://eeas.europa.eu/enp/documents/financing-the-enp/index_en.htm (letzter 
Zugriff: 23.7.2015).

39 Europäische  Energiegemeinschaft:  Members,  abrufbar  unter:  https://www.energy-community.org/portal/ 
page/portal/ENC_HOME/MEMBERS (letzter Zugriff: 28.7.2015).

40 Europäische Energiegemeinschaft: Members.
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Rat der Europäischen Union und Europäisches Parlament

Der Rat der Europäischen Union hielt am 22. Juli 2014 sowie am 9. Februar 2015 routine-
gemäß Aussprachen zur östlichen und südlichen Nachbarschaft.42 Angesichts der instabilen 
Sicherheitslage  in  beiden  Nachbarschaftsräumen setzetn  sich der  Europäische  Rat,  die 
Außenminister und der allgemeine Rat laufend und teils auf Sondersitzungen43 mit den 
akuten  Herausforderungen und Entwicklungen in  den  Ländern  der  ENP und in ihrem 
Umfeld auseinander.  Der Rat befasste sich unter anderem im Gymnich-Format44 in der 
ersten Jahreshälfte 2015 mehrfach mit der Vorbereitung des ÖP-Gipfels in Riga, welcher 
als Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs (28 plus 6) am 21./22. Mai 2015 den 
Höhepunkt der Östlichen Partnerschaft darstellte. In Riga ging es der Europäischen Union 
darum, zu unterstreichen, dass alle sechs ÖP-Länder45 souverän und unabhängig entschei-
den,  wie sie  ihre  EU-Beziehungen gestalten.46 Der  Rat  kam außerdem seiner  Aufgabe 
nach,  strategische  Entscheidungen  zu  treffen  und  Beschlüsse  vorzuzeichnen,  wie  zum 
Beispiel  die Verhängung beziehungsweise Verstärkung von Sanktionen gegen Russland 
und Syrien.47 Poroschenko nahm an einer informellen Tagung des Europäischen Rates am 
12. Februar 2015 teil, bei der der Fokus unter anderem auf der erfolgreichen Umsetzung 
des zweiten Minsker Abkommens lag.48 Standen 2014 vor allem die ÖP-Länder im Mittel-
punkt der EU-Diplomatie,  rückten in der ersten Jahreshälfte 2015 zunehmend auch die 
Länder der südlichen Partnerschaft in den Fokus. In einer von Bürgerkriegen, Gewalt und 
Fluchtbewegungen, aber nur selten von friedlichen Transitionen und Reformfortschritten 
bestimmten Szene versucht die Europäische Union, weiterhin Ansatzpunkte für nachhalti-
ge politische und wirtschaftliche Entwicklungen im Mittelmeerraum zu finden und diese 
Prozesse so zu unterstützen, dass sich die Lebensverhältnisse verbessern und mehr Sicher-
heit und Freiheit für die Menschen möglich werden. 2015 legten die Europäische Kommis-

41 Für den Horizont 2020: Europäische Kommission, GD Forschung und Innovation: Associated Countries, 
22. April 2015, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/research/participants/data/ref/h2020/grants_manual/hi/
3cpart/h2020-hi-list-ac_en.pdf  (letzter  Zugriff:  23.7.2015);  Europäische  Kommission:  Fact  Sheet.  The 
Eastern Partnership – a policy that delivers, MEMO/15/5019.

42 Rat  der Europäischen Union:  Pressemitteilung.  3330.  Tagung des Rates.  Auswärtige Angelegenheiten. 
Brüssel, 22. Juli 2014, Dok. 12091/14; Rat der Europäischen Union: Pressemitteilung. 3367. Tagung des 
Rates. Auswärtige Angelegenheiten. Brüssel, 9. Februar 2015, Dok. 6044/15.

43 Europäischer Rat: Europäischer Rat (außerordentliche Tagung vom 16. Juli 2014). Schlussfolgerungen,  
EUCO 147/14; Europäischer Rat (außerordentliche Tagung vom 30. August 2014). Schlussfolgerungen, 
EUCO 163/14; Europäischer Rat (außerordentliche Tagung 23. April 2015). Erklärung des Europäischen 
Rates zur Flüchtlingspolitik und Migration, Brüssel, 23. April 2015; Rat der Europäischen Union: Presse-
mitteilung. 3369.Tagung des Rates. Auswärtige Angelegenheiten. Brüssel, 29. Januar 2015, Dok. 5755/15. 

44 6./7. März 2015 in Riga
45 Von europäischer Seite waren neben den 28 Staats- und Regierungschefs Präsident Tusk, Kommissions -

präsident  Juncker,  die  Hohe  Vertreterin  Mogherini,  die  Kommissare  Johannes  Hahn  und  Malmström 
vertreten; Armenien, Moldau und die Ukraine wurden durch ihre Präsidenten, Georgien durch seinen Pre -
mierminister  und  Aserbaidschan  sowie  Belarus  jeweils  durch  ihre  Außenminister  vertreten:  Rat  der 
Europäischen Union: Press Background. 150518. Eastern Partnership Summit, Riga, 21./22. Mai 2015,  
150518. Brüssel, 19. Mai 2015; Agence Europe: Bulletin Quotidien Europe 11318, 21.5.2015, S. 14-15.

46 Europäischer Rat: Europäischer Rat (Tagung vom 19./20. März 2015). Schlussfolgerungen, EUCO 11/15, 
S.4; Rat der Europäischen Union: Pressemitteilung. 3384. Tagung des Rates. Auswärtige Angelegenheiten. 
Dok. 8639/15.

47 Für eine chronologische Übersicht der Sanktionen (Stand: 22.6.2015) vgl. Europäischer Rat: EU restricti -
ve  measures  in  response  to  the  crisis  in  Ukraine,  abrufbar  unter:  http://www.consilium.europa.eu/en/ 
policies/sanctions/ukraine-crisis/ (letzter Zugriff: 29.7.2015).

48 Europäischer Rat: Europäischer Rat (Informelle Tagung der Staats- und Regierungschefs vom 12. Februar  
2015). Erklärungen und Bemerkungen. Dok. 56/15.
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sion und die Hohe Vertreterin in ihrem Bericht über die Implementierung der „Partner-
schaft für Demokratie und Wohlstand“49 den Fokus auf die regionalen Entwicklungen in 
der südlichen Nachbarschaft. Als Reaktion auf die Terroranschläge in Bardo kündigte der 
Europäische Rat im März 2015 an, die Kooperation mit Tunesien zu verstärken.50 Ende 
März 2015 reiste Donald Tusk, Präsident des Europäischen Rates, zusammen mit Mogher-
ini  sowie dem EU-Koordinator  für  Terrorismusbekämpfung,  Gilles  de  Kerchove,  nach 
Tunis.51 Tusks Besuch in Tunis schloss sich als Teil einer Reise in die MENA-Region an 
Stationen in Spanien und Malta an.52 Mogherini reiste im April ein weiteres Mal nach 
Tunesien, diesmal, um Gespräche mit libyschen Parteien im Kontext der prekären politi-
schen Lage in Libyen zu führen.53 In der östlichen Nachbarschaft waren EU-Vertreter vor 
allem in der Ukraine präsent. Mogherini besuchte Kiew im Anschluss an den ersten EU-
Ukraine-Assoziierungsrat  im Dezember 2014 und traf sich mit  Präsident  Poroschenko, 
Premierminister Arseniy Yatseniuk sowie weiteren Vertretern von Regierung, Opposition 
und Zivilgesellschaft.54 In Anbetracht der weiterhin angespannten Lage in der Ostukraine 
übernahmen jedoch vor allem Deutschland und Frankreich die Führung in der Europäi-
schen Union, um im Rahmen des „Normandie-Formats“ zwischen Russland und der Ukrai-
ne zu vermitteln. Hier entstand auch das zweite Minsker Abkommen.55 Kommissar Hahn 
war sowohl in der südlichen als auch in der östlichen Nachbarschaft stark präsent und 
besuchte  die  Ukraine  besonders  häufig.56 Das  Europäische  Parlament  begleitete  das 
Geschehen in ENP-Staaten laufend, fasste  Entschließungsanträge zu einzelnen Ländern 
und pflegte weiter den interparlamentarischen Austausch mit den nationalen Parlamenten 
mehrerer ENP-Staaten.57 Im Zuge der Review der ENP werden auch die beiden multilate-
ralen Dimensionen der ENP überarbeitet werden, um sie funktional wie politisch wirksa-
mer zu machen.58

49 Europäische Kommission: Joint Staff Working Document. Implementation of the European Neighbour-
hood Policy Partnership for Democracy and Shared Prosperity with the Southern Mediterranean Partners 
Report, SWD(2015) 75 final.

50 Europäischer Rat: Erklärung des Europäischen Rates zu Tunesien, 142/15, Brüssel, 20. März 2015. 
51 Europäischer Auswärtiger Dienst: Communiqué de Presse. Tusk et Mogherini à Tunis pour intensifier les  

relations UE-Tunisie, 150329_01_fr, Brüssel, 29. März 2015. 
52 Agence Europe: Bulletin Quotidien Europe 11286, 1.4.2015, S. 13-14.
53 Europäischer Auswärtiger Dienst: Statement,  High Representative Federica Mogherini in Tunisia, talks 

with Libyan parties, 150430_03_en, Brüssel, 30. April 2015.
54 Europäischer Auswärtiger Dienst: EU High Representative visits Ukraine, 17. Dezember 2014.
55 Friedrich Schmidt: Das Ergebnis einer schlaflosen Nacht, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12.2.2015; 

Michael Stabenow: Alle Blicke auf Merkel, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12.2.2015.
56 Europäische  Kommission:  EU  will  continue  to  support  Ukraine,  STATEMENT/14/2267,  Brüssel,  

1.12.2014; News, Commissioner Hahn to visit Ukraine on 18-19 February; Press Release.  Ukraine, EU 
further supports reform agenda and its economic recovery, IP/15/5215.

57 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Januar 2015 zur Lage in 
der Ukraine (2014/2965(RSP)),  Straßburg, P8_TA-PROV(2015)0011;  Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 18. September 2014 zur Lage in der Ukraine und zum Sachstand in den Beziehungen 
zwischen der EU und Russland (2014/2841(RSP)) Straßburg, P8_TA-PROV(2014)0025;  Memorandum 
of Understanding between the European Parliament and the Verkhovna Rada on a joint Framework for  
Parliamentary Support and Capacity Building, Brüssel, 3. Juli 2015; und AFET Ad Hoc Delegation to Ge-
orgia, Tbilisi, 25. Juli 2015.

58 Siehe hierzu auch ergänzend die Beiträge zur Östlichen Partnerschaft und zur Nahost- und Mittelmeer-
politik in diesem Band.

286 Jahrbuch der Europäischen Integration 2015

http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2014/2841(RSP)

